
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

Der PFAD Bundesverband der Pflege- und Adoptivfamilien e. V. bedankt sich für die 

Möglichkeit, zum geplanten Gesetzesvorhaben Stellung zu nehmen. Mit der neuen Struktur 

sind sicher viele Umdenkprozesse verbunden, da sich die Nummerierungen außer beim § 

1666 verändern werden. Diese Veränderungen sind sinnvoll und notwendig, damit im 

Kindschaftsrecht die unterschiedlichen Familienkonstellationen und Problemfelder gut 

abgebildet werden können. 

Grundsätzliche Anmerkungen 

Als Bundesverband der Pflege- und Adoptivfamilien werden wir zu den Themen Stellung 

nehmen, welche die Kinder in Pflege- und Adoptivfamilien betreffen. Jenseits der Systematik 

Familienpflege und Adoption gehören auch die §§ 1619; 1626; 1644; 1647 sowie 1685 und 

1688 (allesamt n. F.) mittelbar zu den Bereichen, die für Kinder in Pflege- und Adoptivfamilien 

bedeutsam sind. Wir werden uns in Abschnitt 1 in chronologischer Reihenfolge diesen 

Paragrafen zuwenden. In einem Abschnitt 2 betrachten wir die Regelungen zu Kindern in 

Familienpflege (§§ 1695 bis 1701, allesamt n. F.). Daran schließen sich unsere Bemerkungen 

zu Adoption in Abschnitt 3 an. 

Der Abschnitt 4 wendet sich den Themen zu, die offen geblieben sind. Da wären sowohl 

Änderungen im Abstammungsrecht (weibliche Ehen und die in diesen entstehenden Kinder) 

als auch zur verpflichtenden Verbindung von Adoption und Ehe. 

 

Abschnitt 1 – Allgemein 

Titel 4: Rechtsverhältnisse zwischen Eltern und Kind im Allgemeinen (§ 1619 n. F.) 

Mit diesem neuen Paragrafen wird dem Kind ein Rechtsanspruch gegenüber seinen Eltern auf 

Auskunft zu seiner leiblichen Abstammung ermöglicht. Wir begrüßen dies, da hiermit das 

Recht auf Auskunft nicht mehr nur an eine Adoption gekoppelt ist, sondern alle Möglichkeiten 

der Reproduktion - unabhängig von der Familienform – mit einschließt. 

Es reicht unseres Erachtens nicht, wenn nur die Eltern auskunftspflichtig sind. Parallel müssen 

Strukturen geschaffen werden, die im Kontext von Reproduktionsmedizin die relevanten 

Daten erfassen und den Betroffenen datenrechtskonform den Zugang dazu ermöglichen. Der 

§ 1619 n. F. ist ein erster Schritt. Leider fehlt in diesem Entwurf ein Artikel, der sich damit 

beschäftigt, wer diese Eintragungen zu dokumentieren hat. 
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Titel 5: Elterliche Sorge – Untertitel 1: Kindeswohl (§ 1626 n. F.) 

Mit dem neu gefassten § 1626 wird das Kindeswohl deutlich akzentuiert. Dabei greift der 

Entwurf auf die bisher über die Rechtsprechung entwickelten Kriterien zum Kindeswohl 

zurück. Für die Rechtsprechung wird es damit einfacher, die bedeutsamen Kriterien an einer 

Stelle zu finden und diese nicht selbst über die Rechtsprechung recherchieren zu müssen. 

Gleichsam besteht damit die Gefahr, dass diese nicht abgeschlossene Liste nur als Checkliste 

genutzt wird. Trotzdem begrüßen wir diese umfangreiche Darstellung. Sie verdeutlicht die 

Rechte des Kindes und findet sich teilweise auch im Abschnitt Vormundschaft wieder (§ 1788 

n. F. - Rechte des Mündels). 

Die elterliche Verantwortung aus Artikel 6 GG wird hiermit eindeutig auf die Rechte des Kindes 

bezogen und bietet somit eine wichtige Orientierung. 

Insbesondere begrüßen wir die Formulierung in Absatz 3 Nr. 9, welche das Recht des Kindes 

auf Stabilität und Kontinuität seiner Lebensverhältnisse und Bindung zu den Eltern und 

anderen wichtigen Bezugspersonen betont. Hier sehen wir auch den Schutz der Bindung zu 

den Pflegeeltern, wenn das Kind schon lange bei diesen lebt und diese zu seinen 

psychologisch-emotionalen Eltern geworden sind. ¹ 

 

Kapitel 1: Allgemeine Vorschriften – Vereinbarung mit Dritten (§ 1644 n. F.) 

Ist dieser Passus auch für Pflegeeltern anwendbar? Oder gilt für Kinder in Familienpflege 

ausschließlich § 1698 n. F? 

 

Kapitel 3: Personensorge – Inhalt der Personensorge (§ 1647 n. F.) 

Neu und sehr umfangreich sind auch die Bestandteile der elterlichen Sorge nun im § 1647 n. 

F. geregelt. Besonders bedeutsam ist, dass bei allen Entscheidungen das Kind einen 

Subjektstatus bekommt und den Eltern die Aufgabe des „Unterstützens“ zugewiesen wird. 

Damit wird noch einmal deutlich gemacht, dass die elterliche Sorge ein „Recht für andere“ ist. 

 

Untertitel 6: Umgang und Auskunft – Begleiteter Umgang (§ 1685 n. F.) und Recht des 

Kindes auf Umgang mit Dritten (§ 1688 n. F.)  

Mit der neuen Fassung des Untertitels zum Umgang wurden die Kriterien aus § 1684 Absatz 3 

und 4 a. F. zu neuen, ausdifferenzierten Rechtsnormen weiterentwickelt. Besonders begrüßen 

wir dabei die Formulierung im § 1685 Absatz 3 n. F., die ausdrücklich vermerkt, dass für einen 

begleiteten Umgang fachspezifische Kenntnisse oder/und Erfahrungen vorhanden sein 

müssen. 
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Neu ist die Regelung des § 1688  n. F. – Das Recht des Umgangs eines Kindes mit Dritten. Wir 

begrüßen ausdrücklich, dass mit dieser Regelung das Kind nicht mehr nur Objekt, sondern 

Subjekt wird. Da ein noch nicht 14-jähriges Kind nicht verfahrensfähig ist, bleibt offen, wer 

dann für das Kind diesen Rechtsanspruch geltend machen kann. Bisher gibt es wenig 

Erfahrungswerte, wie die Diskrepanz überwunden werden kann, wenn der Wunsch des Kindes 

nach Umgang mit Dritten nicht den Wünschen und Vorstellungen der Eltern entspricht.  

Die Formulierung in Nr. 4 „enge Bezugspersonen“ schließt erfreulicherweise Pflegeeltern mit 

ein, somit hat das Kind ein Recht auf Umgang mit diesen. Verfahrensmäßig müsste an dieser 

Stelle noch geklärt werden, wer das Kind in einem solchen Verfahren vertritt, wenn der/die 

Sorgeberechtigte/n diesen Umgang nicht möchte/n. 

 

Abschnitt 2 - Regelungen zu Kindern in Familienpflege 

Untertitel 7: Elterliche Sorge bei Familienpflege (§§ 1695 bis 1701) 

Der PFAD Bundesverband der Pflege- und Adoptivfamilien begrüßt es ausdrücklich, dass die 

Lebenswirklichkeit Familienpflege als Lebensort für Kinder Eingang ins BGB gefunden hat. 

Dabei greift der § 1695 n.F. auf den Inhalt des SGB VIII zurück und schafft damit erstmalig 

einen BGB-Passus zu Pflegekindschaft – auch auf Dauer. 

Dies ist besonders bedeutsam, da bisher Pflegekindschaft ausschließlich als zeitlich befristete 

Option im bürgerlichen Recht gedacht wurde, was der gelebten Praxis eindeutig nicht 

entspricht.  

Besonders gelungen finden wir den Rückgriff auf § 37c SGB VIII und die Forderung der 

Kooperation von Eltern und Pflegeeltern im BGB.  

Nicht so gelungen finden wir die Formulierung „soweit es erforderlich ist“. Diese Formulierung 

schwächt u. E. die Bedeutung der Kooperation ab, da die kooperative Zusammenarbeit 

grundsätzlich immer erforderlich, aber nicht in jedem Fall möglich ist. Deshalb würden wir an 

dieser Stelle eher die Formulierung „nach Möglichkeit“ empfehlen. Auch wenn wir sehr genau 

wissen, dass es Konstellationen gibt, in denen eine Kooperation von Eltern und Pflegeeltern 

leider nicht gelingt. 

Besonders wichtig finden wir die Formulierung im Absatz 4. Damit gibt es im BGB – der Basis 

für die Rechtsprechung der Familiengerichte - eine eindeutige Forderung, die Bindungen des 

Kindes und sein Bedürfnis nach kontinuierlichen und stabilen Lebensverhältnissen zu 

berücksichtigen.  
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Aus den vielfältigen Rückmeldungen von Pflegefamilien erfahren wir immer öfter, dass bei der 

Umgangsthematik mehr das Recht der Eltern im Blick ist, als das Recht der Kinder. Die 

Stärkung der Subjektstellung des Kindes, wird in § 1699 n. F. wieder ausgehöhlt. Das wird 

teilweise schon durch den Namen des Paragrafen transportiert. „Umgangsrecht der Eltern...“. 

Auch finden wir die Formulierung bezüglich des Umgangs eines Kindes, das in einer 

Pflegefamilie lebt, problematisch: „Der Umgang mit beiden Elternteilen gehört in der Regel 

zum Wohl des Kindes.“ 

Bei etwa der Hälfte der jungen Menschen, welche in Pflegefamilien leben, gab es einen 

vollständigen oder teilweisen Sorgerechtsentzug² – also eine Kindeswohlgefährdung unter der 

Verantwortung der Eltern. Damit ist die Formulierung, dass der Umgang im Prinzip dem 

Kindeswohl dient, inhaltlich sehr fraglich. Vor allem, da in der Kommentierung nur Bezug auf 

§ 1680 Absatz 2 Satz 1 genommen wird. Hier müsste eindeutig auch Satz 2 benannt werden. 

Der Bundesverband der Pflege- und Adoptivfamilien sieht das Recht des Kindes auf Umgang 

mit seinen Eltern! Der Umgang ist für das Kind wichtig, auch wenn ein dauerhafter Verbleib in 

der Pflegefamilie anvisiert wird. Das Recht des Kindes und seine Schutzbedürfnisse sollten 

eine stärkere Würdigung erfahren. 

Die §§ 1700 n. F. und 1701 n. F. finden wir wichtig, insbesondere den § 1701 n. F. 

Pflegestellenwechsel. Aus der Beratungsarbeit sind uns nicht wenige Fälle bekannt, in denen 

das Jugendamt einen Pflegestellenwechsel ohne triftigen Grund (meist „unbequeme“ 

Pflegeeltern) versucht bzw. initiiert hat. Leibliche Eltern sind leider zu oft erpressbar („Wenn 

sie nicht zustimmen, lassen wir Ihnen das Sorgerecht entziehen“) und ordnen sich den 

Wünschen (Anweisungen) des Fachdienstes unter. Hier gibt es nun die Möglichkeit, dass 

Pflegeeltern einem Pflegestellenwechsel widersprechen können und ein Familiengericht 

diese Entscheidung im Interesse des Kindes überprüft, ohne gleich mit einem 

Verbleibensantrag reagieren zu müssen. 

 

Abschnitt 3 – Bemerkungen zur Adoption 

Titel 1: Annahme als Kind Untertitel 1: Annahme Minderjähriger – Offenbarung und 

Ausforschungsverbot (§ 1758 n. F.) 

Unsere Bewertung des § 1758 n.F. sieht beide Pole des Verhältnisses: Sowohl die 

Grundrechtsposition zum Schutz der Adoptivfamilie lt. Artikel 66 GG, insbesondere Absatz 2 

Satz 1 als auch das Recht des Adoptierten auf Kenntnis seiner Herkunft. Wir begrüßen, dass 

Kinder ein Recht auf Kenntnis ihrer biologischen Herkunft haben. Gleichzeitig sehen wir auch 

die herausfordernde Situation von Adoptivfamilien, wenn plötzlich leibliche, nicht rechtliche  

 

PFAD Bundesverband  

der Pflege– und Adoptivfamilien e.V. 

                 Seite 4 



 

 

 

 

 

 

Väter im Alltag präsent werden und Umgang begehren oder wenn leibliche Geschwister 

unvermittelt Kontakt haben möchten. Wie können die Adoptionsvermittlungsstellen hier gut 

begleiten? Seit dem Adoptionshilfegesetz sind sie zwar zur Beratung verpflichtet – aber selten 

ausreichend gut personell aufgestellt, um diese Mehrarbeit zu gewährleisten. Weniger 

problematisch sehen wir die Auskunftspflicht aus § 1693. 

 

Abschnitt 4 – Offene Fragen/Themen 

Die Zahl der Ehescheidungen³ zeigt schon seit einigen Jahrzehnten, dass Ehe nicht per se ein 

dauerhaftes Band zwischen zwei Erwachsenen darstellt. U. E. gibt es keine rechtliche 

Notwendigkeit mehr, Adoption an Ehe zu knüpfen. Ganz im Gegenteil sehen wir für viele 

Pflegekinder damit eine deutliche Benachteiligung. 

Auch Ehen von Pflegeeltern können zu Ende gehen, während das Pflegekind bei diesen lebt. 

Oft erleben wir, dass die Erwachsenen sich zwar trennen, aber nicht scheiden lassen, um dem 

Partner, der überwiegend die häusliche Pflegearbeit geleistet hat, den ehelichen Unterhalt zu 

erhalten. Durch die Trennung gibt es keinen rechtlichen Bezug des nicht mit dem Pflegekind 

lebenden Ehepartners zum Kind und auch keine Motivation, dieses zu adoptieren. Dieses Kind 

kann jetzt nicht von seiner Bezugsperson adoptiert werden, solange diese nicht vom Partner 

geschieden ist und damit ihre Unterhaltsansprüche verliert. 

Vor allem im Kontext der Erwachsenenadoption erhalten wir oft Rückmeldungen, dass eine 

Adoption nicht erfolgen kann, da die Pflegemutter noch verheiratet ist. Wir denken, dass § 

1741 Absatz 2 auf den Prüfstand gehört. 

 

¹ vgl. Scheiwe, Kirsten; Schuler-Harms, Kristen; Walper, Sabine, Fegert, Jörg M. - BMFSFJ Hg. (2016): Pflegefamilien als 

soziale Familien, ihre rechtliche Anerkennung und aktuelle Herausforderungen. Berlin. 
 

² vgl. https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-

Umwelt/Soziales/Adoptionen/Publikationen/Downloads/pflege-vormund-beistandschaft-pflegeerlaubnis-

5225202187005.xlsx?__blob=publicationFile 

 

³ vgl. https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/06/PD26_220_126.html 
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